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Antrag 
der Gruppe der PDS 

Arbeit und soziale Gerechtigkeit fördern — Grundsätze und Ziele eines Gesetzes 
zur Erneuerung des Arbeitsförderungsgesetzes 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Das Arbeitsförderungsgesetz (AFG) aus dem Jahre 1969 ist 
dringend reformbedürftig. Zahlreiche Novellen und Gesetzes-
änderungen in den vergangenen zwei Jahrzehnten konnten 
die gesellschaftlichen Erwartungen und Anforderungen an ein 
zeitgemäßes Arbeitsförderungsrecht nicht hinreichend erfül-
len. Eine systematische Ausrichtung des AFG auf die 
grundsätzlichen Ziele und neuen Aufgaben arbeitsmarktpoli-
tischer Regulierungen ist dringend geboten. Vor allem das Bei-
tragsrecht, das Leistungsrecht und das Recht der unmittelba-
ren Arbeitsförderung zur Verhinderung und Beendigung von 
Arbeitslosigkeit weisen einen großen Reformbedarf auf. Dieser 
resultiert nicht nur aus der anhaltend hohen Arbeitslosigkeit. 
Vielmehr ist diese selbst Ausdruck tiefgreifender struktureller 
Änderungen in der Arbeitswelt und in den Arbeitsbeziehun-
gen. Neue Arbeitsmarktrisiken sind im Zusammenhang mit der 
Flexibilisierung und Deregulierung von Arbeitsverhältnissen 
ebenso entstanden, wie sich die Nachfrage nach bezahlter Ar-
beit erhöht hat. Gleichzeitig hat über fast 20 Jahre hinweg eine 
schleichende Umdefinition der Aufgaben des AFG stattgefun-
den. Vorrangige Aufgaben des AFG müssen wieder der Aus-
gleich der unsozialen Begleiterscheinungen und Wirkungen 
marktwirtschaftlicher Prozesse und die Verbesserung der ma-
teriellen Lage bestimmter Bevölkerungsgruppen werden. 

2. Das AFG von 1969 entstammt einer wirtschaftlichen und ge-
sellschaftlichen Epoche, die durch ständiges Wirtschafts-
wachstum in Verbindung mit einer stetigen Ausweitung der 
Nachfrage nach Arbeitskräften geprägt war. Der Ausgang der 
Konjunkturkrise 1966/67 bestätigte diese Auffassung. Ab der 
Mitte der siebziger Jahre verändert sich diese Situation. Wirt-
schaftliches Wachstum in Verbindung mit hohen Produkti-
vitätssteigerungen war und ist immer weniger in der Lage, die 
in konjunkturellen Tälern aufgebaute Arbeitslosigkeit in den 
nachfolgenden Aufschwungzyklen zu kompensieren. Abgese-
hen von kurzen Zwischenperioden nimmt die ,, Sockelarbeits- 
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losigkeit” seit 20 Jahren beständig zu, was sich in der steigen-
den Höhe und Dauer der Langzeitarbeitslosigkeit ausdrückt. 
Die abnehmende Arbeitsplatzintensität des Wirtschaftswachs-
tums in der Bundesrepublik Deutschland resultiert in erster Li-
nie aus den technologischen Veränderungen in der industriel-
len Produktion und in den klassischen Dienstleistungssektoren 
und aus den darauf aufbauenden Rationalisierungssprüngen 
in der Arbeitsorganisation und in der transnationalen Arbeits-
teilung. Die technologisch bedingte strukturelle Arbeitslosig-
keit geht auch mit großen sektoralen und regionalen 
Unterschieden einher. Ursächlich hierfür sind vor allem der 
wirtschaftliche Bedeutungsverlust klassischer Industriebran-
chen wie z. B. Werften oder Bergbau. Seit der Einheit haben 
sich ab 1990/91 die Probleme struktureller, regional und sek-
toral segmentierter Massenarbeitslosigkeit potenziert und zu-

gespitzt. 

Zur Verringerung und Beseitigung der strukturellen Un-

gleichgewichte zwischen dem Arbeitsplatzangebot und der Ar-
beitsplatznachfrage ist und bleibt eine Politik gefordert, die un-
mittelbar auf eine Vermehrung des Arbeitsplatzangebotes 
gerichtet ist. Die von struktureller Erwerbslosigkeit betroffe-
nen Personen sind keine bloßen „Produktionsfaktoren", son-
dern Menschen mit vielfältigen sozialen Bindungen, Verant-
wortlichkeiten gegenüber Kindern, Partnern und Verwandten 
sowie unterschiedlichsten Fähigkeiten und Bedürfnissen, de-
ren soziale und räumliche Mobilität weit geringer ist als die 
technologisch potenzierte Mobilität des Kapitals. Das beste-
hende AFG und seine arbeitsmarktpolitischen Instrumente 

werden den arbeitsmarkt- und gesellschaftspolitischen An-
sprüchen und Erfordernissen, die aus dem bisherigen und 
zukünftig zu erwartenden hohen Anteil struktureller Arbeits-
losigkeit an der Gesamtmassenarbeitslosigkeit für eine dem so-
zialen Ausgleich verpflichtete Politik entstehen, nicht gerecht.  

3. Das gesellschaftliche Wertesystem und die biographischen 
Leitbilder wandelten sich seit 1969 erheblich, eine Anpassung 
des AFG blieb weitgehend aus. Beispielhaft steht dafür die feh-
lende Berücksichtigung der Besonderheiten weiblicher Er-
werbsarbeit in gesetzlichen Regelungen. Der Kern des AFG 
war und ist sowohl im Beitrags- und Leistungsrecht als auch im 
arbeitsmarktpolitischen Förderrecht auf den männlichen Er-
werbstätigen ausgerichtet, dem die Rolle des Familienernäh-
rers zugeschrieben wird. Die Frau wird lediglich als ökono-
misch abhängige Dazuverdienerin gedacht. Der in den alten 
Bundesländern steigende und in den neuen Bundesländern un-
verändert hohe Anspruch von Frauen auf Erwerbsarbeit spie-
gelt jedoch den gesellschaftlichen Wandel in den Wert- und 
Zielorientierungen individueller Lebensplanungen wider. Um 
die Gleichstellung von Frauen und Männern zu verwirklichen, 
müssen die Voraussetzungen für den gleichberechtigten Zu-
gang von Frauen zu allen Sektoren und Ebenen der Erwerbs-
arbeit geschaffen werden. In der Erwerbsarbeitsgesellschaft 
bleibt das eigene Erwerbseinkommen und die damit mögliche 
Eindämmung und Abschaffung ökonomischer Abhängigkei- 
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ten die Grundvoraussetzung für Emanzipation. Eine Wirt-
schafts- und Arbeitsmarktpolitik, die den sich historisch wan-
delnden Zielen und Wertvorstellungen einer sozialen, emanzi-
patorischen Gesellschaft verpflichtet ist, muß nach neuen 
innovativen Wegen suchen, um diesen gesellschaftlich artiku-

lierten Bedürfnissen gerecht zu werden und die Chancen-
gleichheit von Frauen in der Erwerbsarbeit zu verwirklichen. 
Sie muß in ihren gesetzlichen Regelungen die Besonderheiten 

weiblicher Erwerbsbiographien angemessen berücksichtigen. 

4. Das AFG aus dem Jahre 1969 entstammt einer Periode stabi-
ler und vor allem weitgehend homogener Arbeitsverhältnisse 
mit täglich achtstündigen, wöchentlich fünftägigen (männli-
chen) Normalarbeitsverhältnissen und einem hohen Maß an 
Arbeitsplatzsicherheit. Unter dem Eindruck des technologisch 
beschleunigten Wandels in der Arbeitswelt, dem Untergang al-
ter und der Entstehung neuer Produktionssektoren und neuen 
Ansprüchen an Flexibilität der Arbeitsorganisation einerseits 
und Mobilität und Verfügbarkeit der Arbeitskräfte andererseits 
geriet der ausgehandelte Kompromiß zwischen Kapital und Ar-
beit in die Krise oder wurde aufgekündigt. Die staatliche Poli-
tik begleitete und verstärkte diese Entwicklung durch vielfäl-
tige Maßnahmen der Deregulierung und Aushöhlung 
sozialstaatlicher und arbeitsrechtlicher Normen und Stan-
dards. Die Folge sind neue Arbeitsformen und -verhältnisse, 
die sich alle durch eine niedrige oder gänzlich fehlende sozi-
al-, arbeits- und tarifrechtliche Absicherung auszeichnen. Die 
vielfältigen Formen der entgarantierten Teilzeitbeschäftigung, 
der Arbeitszeitgestaltung, der Scheinselbständigkeit, der 
Niedrigentlohnung stellen den Sozialstaat im allgemeinen und 
das Arbeitsförderungsrecht im besonderen vor neue Heraus-
forderungen. Eine ungenügende oder gar fehlende sozial-
staatliche Regulation verschärft aktuell die finanziellen Folgen 
von Arbeitsplatz- und Einkommensverlusten und gefährdet so-
ziale Sicherheit im Alter. Eine Politik der einseitigen Deregu-
lierung, die bestehende Regeln außer Kraft setzt ohne neue zu 
gestalten, verschärft bestehende und schafft zukünftige sozi-
alstaatliche Probleme auf der Ebene der elementaren sozialen 
Garantien und Sicherheiten einerseits und der Finanzierung 
dieser Sicherheiten andererseits. Sie verspielt die Zukunft ei-
ner sozialen Gesellschaft, statt sie zu gewinnen. 

5. Jede Form der Arbeitslosenversicherung muß sich mit einem 
ihr immanenten Dilemma auseinandersetzen. In Zeiten stei-
gender und anhaltender Arbeitslosigkeit erhöht sich die Nach-
frage nach den Versicherungsleistungen, während die Zahl der 
Beitragszahler abnimmt und ihre Beitragssätze steigen. Die 
zahlreichen Änderungen und Novellen des AFG seit 1980 ha-
ben hierauf durchgängig mit Leistungseinschränkungen rea-
giert. In der Folge konnte die Arbeitslosenversicherung immer 
weniger ihren Aufgaben gerecht werden, immer stärker wur-
de die kommunale Sozialhilfe belastet. Das wiederum hat die 
finanzielle Fähigkeit der Kommunen zu einer beschäftigungs-
fremden Politik beschnitten. Gleichzeitig führte das aus-
schließlich an der Lohnsumme orientierte Beitragssystem zu ei- 
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nem zweiten Dilemma: trotz der Leistungseinschränkungen 
und -kürzungen mußten die Beitragssätze steigen, während 
gleichzeitig in den hochproduktiven, leistungsstarken Sekto-
ren und Branchen der Anteil der Lohnsumme am Kapitalein-
satz durch die technologische Erneuerung des Kapitalstocks 
abnahm. Die Entstehung zusätzlicher Arbeitsplätze in arbeits-
intensiveren Bereichen förderte die Erhöhung der Beitragssät-
ze nicht, vielmehr verschärfte sie dort den Druck und die Be-
reitschaft zur Flucht in tariflich entregelte Niedriglohnsektoren 
und nichtbeitragspflichtige Beschäftigung mit der Wirkung, 

daß die zusätzlich entstandenen Arbeitsplätze das verlorene 
Beitragsaufkommen aus dem hochproduktiven Sektor nicht 
kompensieren konnten. 

Mit der Ergänzung des lohnsummenzentrierten Beitragssy-
stems durch andere Beitragsformen wie eine Wertschöpfungs-
abgabe, die die hochproduktiven Sektoren an den Kosten der 
Arbeitslosenversicherung entsprechend ihrer Leistungsfähig-
keit beteiligt, kann die finanzielle Grundlage des Solidarprin-
zips strukturell verbessert werden. Die Wirkungen einer sol-
chen Erweiterung der Beitragsbasis verpuffen jedoch 
mittelfristig, wenn nicht die Wirtschafts- und Arbeitsmarktpo-
litik insgesamt auf eine Erhöhung der Zahl beitragspflichtiger 
Arbeitsverhältnisse ausgerichtet ist. Nach wie vor besteht die 
beste Beitragsentlastungspolitik darin, die Zahl der Beitrags-
zahlenden zu erhöhen und dadurch die Zahl der Leistungs-
nehmenden zu verringern. Tatsächlich wurde und wird die 
nahezu einseitig auf Weltmarktgeltung orientierte Wirt-
schaftspolitik mit ihrer Vernachlässigung des Binnenmarktes 
und der wirtschaftlichen Impulse der privaten Massenkaufkraft 
diesen Anforderungen nicht gerecht. 

Neoliberale Dogmen der Wirtschaftspolitik führten obendrein 
dazu, die Möglichkeiten aktiver Arbeitsmarktpolitik politisch 
und wirtschaftlich geringzuschätzen, ihren Umfang zu kürzen 
und ihre Instrumente zu demontieren oder durch ihre diskri-
minierende Ausgestaltung als „Zweiter Arbeitsmarkt" in eine 
Waffe der Deregulierungspolitik zu verkehren. Befördert wur-
de dieser Mißbrauch der Arbeitsförderung dadurch, daß die 
staatliche Politik einen Rückzug aus ihrer arbeitsmarktpoliti-
schen Verantwortung und aus der grundgesetzlichen Ver-
pflichtung zur Sozialstaatlichkeit und Herstellung gleicher Le-
bensverhältnisse antrat. Eine Reform des AFG muß diese 
staatliche Verantwortung wiederherstellen. Sie muß darüber 
hinaus berücksichtigen, daß ihre Finanzierung gerade auf-
grund des veränderten Charakters der Arbeitslosigkeit nicht 
allein eine Aufgabe der Versichertengemeinschaft sein kann, 
sondern der Gesellschaft insgesamt. 

6. Staatliche Arbeitsmarktpolitik ist kein sich selbst genügendes 
Politikfeld, welches Beschäftigungsmöglichkeiten um der 
bloßen Beschäftigung willen anbietet. Aber sie ist auch kein 
bloßer Wurmfortsatz betriebswirtschaftlich orientierter Hand-
lungsstrategien. Vielmehr kommt ihr eine entscheidende 
Brückenfunktion zwischen verschiedenen Politikbereichen zu. 
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Sie kann notwendige Brücken schlagen zwischen den volks-
wirtschaftlichen Anforderungen an eine regionale Strukturpo-
litik und den Alltagsbedürfnissen der Menschen nach einer in-
takten und lebendigen sozialen und kulturellen Infrastruktur 
und entsprechenden öffentlichen Gütern und Diensten. Sie 
kann notwendige Brücken schlagen zwischen den von markt-
und profitorientierten Unternehmen nicht gewährleisteten ge-
sellschaftlichen Reproduktionserfordernissen und den äußerst 
unzureichend an der Vermehrung bezahlter Arbeitsplätze aus-
gerichteten Kriterien der Wirtschaftsförderung. Sie kann not-
wendige Brücken schlagen zwischen dem millionenfach un-
befriedigten Bedürfnis nach bezahlter Erwerbsarbeit und 
gesellschaftlicher Anerkennung einerseits und dem Erforder-
nis neuer Antworten auf die strukturelle Arbeitsmarktkrise und 
der Vermehrung der Beitragszahler andererseits. Sie kann eine 
sinnvolle Verbindung zwischen betriebswirtschaftlichen Er-
folgskriterien und volkswirtschaftlich-beschäftigungspoliti-
schen Maßstäben befördern. Arbeitsmarktpolitik kann all dies 
nicht, wenn ihre Instrumente ausschließlich reaktiv, stumpf, un-
stetig, kurzfristig und in einem falsch verstandenen versiche-
rungsrechtlichen Sinn ausschließlich auf Personenförderung 
ausgerichtet sind. Insbesondere vermag sie die möglichen 
Brücken nicht zu schlagen, wenn sie nur als Politik der „Wie-
dereingliederung" in einen „Ersten Arbeitsmarkt" betrachtet 
wird. Vielmehr muß sie selbst dem Ziel der Vermehrung der 
vorhandenen Zahl beitragspflichtiger Arbeitsplätze verpflich-
tet sein - und dies um so mehr, je beschäftigungsärmer das 
marktwirtschaftliche Wachstum ausfällt. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

Die Bundesregierung legt dem Deutschen Bundestag in den kom-
menden sechs Monaten den Entwurf für ein Gesetz zur Erneue-
rung des Arbeitsförderungsgesetzes vor, der geeignet ist, die fol-
genden Grundsätze, Ziele und Aufgaben zu verwirklichen: 

1. Das Solidarprinzip und seine finanziellen Grundlagen erneu-
ern 

Mit der Arbeitslosenversicherung schützt sich die Gesamtheit 
der abhängig Beschäftigten vor den Folgen und Wirkungen des 
individuell auftretenden, aber gesellschaftlich verursachten Ri-
sikos „Arbeitslosigkeit" . Der Zweck der kollektiven Versiche-
rung richtet sich daher darauf, die Regeln des Marktes auf dem 
Arbeitsmarkt partiell außer Kraft zu setzen, und zwar  
grundsätzlich durch Einkommenskompensationen (Leistungs- 
recht) und durch Beeinflussung der Nachfrage nach und des 
Angebotes von Arbeitskräften (Arbeitsförderung). Indem für 
die Erwerbslosen die finanziellen und sozialen Kosten des Ar

-

beitsplatzverlustes verringert werden, schützt sich zugleich die  
Gesamtheit der abhängig Beschäftigten vor den ruinösen Wir-
kungen von Arbeitslosigkeit auf das allgemeine Lohnniveau 
und auf die arbeits- und sozialrechtlichen Standards. Ob der 
Versicherungsfall eintritt, entzieht sich in der Regel den Hand- 
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lungs- und Entscheidungsmöglichkeiten der einzelnen Versi-
cherten. Arbeitslosigkeit ist kein nach engen versicherungs-
mathematischen Grundsätzen und dem Äquivalenzprinzip 
versicherbaren Risiko, weil ihr Eintreten abhängig ist von der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, der darauf bezogenen 

öffentlichen Politik und den bet riebswirtschaftlichen Entschei-
dungen der Unternehmen. Zugleich nimmt die Beschäfti-
gungsintensität des wirtschaftlichen Wachstums ab, so daß die 
Verantwortung staatlicher Politik für die Verhütung und Be-
endigung von Arbeitslosigkeit wächst. Gleichzeitig führt eine 
Orientierung auf rein quantitatives wirtschaftliches Wachstum 
zu gesellschaftlich unerwünschten sozialen und ökologischen 
Folgen. Staatliche Politik nimmt ihre daraus resultierende 
gesamtgesellschaftliche Verantwortung gegenüber der 
Arbeitsmarktentwicklung zukünftig auch durch eine direkte 
Beteiligung an den finanziellen Grundlagen der Arbeitslosen-
versicherung wahr, um eine finanzielle Überforderung der So-
lidargemeinschaft der Beitragspflichtigen zu verhindern. 

Die Erneuerung des Solidarprinzips und die Sicherung seiner 
finanziellen Grundlage geschieht grundsätzlich auf drei We-

gen: 

- durch die Ausweitung des Schutzes der Arbeitslosenversi-
cherung und der Beitragspflicht auf alle abhängig Erwerbs-
tätigen und auf alle aus abhängiger Erwerbstätigkeit ent-

springenden Einkommen; 

- durch die Einführung einer Bruttowertschöpfungsabgabe 
als Ergänzung der lohnsummenorientierten Arbeitgeber-
anteile im Rahmen der Beitragspflicht, die insbesondere ka-
pitalintensive Unternehmen entsprechend ihrer finanziel-
len Leistungsfähigkeit und volkswirtschaftlichen Stellung 
an der Aufbringung der Beiträge beteiligt; 

- durch die Einführung eines regelgebundenen Bundeszu-
schusses nach Maßgabe der Arbeitslosenzahl insbesonde-
re zur Finanzierung der aktiven Arbeitsmarktpolitik. 

2. Soziale Bürgerrechte stärken 

Anhaltende Massenarbeitslosigkeit in einer erwerbsarbeits-
zentrierten Gesellschaft kann dazu benutzt werden, die Ge-
sellschaft in „Arbeitsplatzbesitzende" und „Arbeitsplatzbe-
sitzlose" zu spalten, gesellschaftliche Entsolidarisierung 
voranzutreiben und demokratische Teilhaberechte aus-
zuhöhlen. Die Unterteilung von Erwerbslosen in verschiedene 
sozialrechtliche Kategorien, etwa nach „Arbeitsmarktnähe" 
oder individuell zugeschriebenen „Arbeitsmarktrisiken" , und 
darauf aufbauenden unterschiedlichen Rechtsstellungen und 
Ansprüchen gegenüber der Arbeitslosenversicherung wider-
spricht der Vorstellung gleicher sozialer Bürger- und Bürge-
rinnenrechte. Die Arbeitslosenversicherung stellt ein gesamt-
gesellschaftliches Regulativ gegenüber einzelbetrieblichen 
Personalentscheidungen dar, indem sie alle Erwerbslosen so-
zialrechtlich gleichstellt und ausschließt, den oder die einzel-
ne Erwerbslose als Arbeitskraft und Bürger oder Bürgerin min- 
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deren Rechts zu behandeln. Eine sozial verantwortungsvolle 
und demokratische Reform des AFGstärkt den demokratischen 
und sozialen Charakter der Gesellschaft durch allgemeinver-
bindliche positive und negative Regeln für die marktwirt-
schaftlich erzeugte Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt. Sie 
schafft ein Mindestmaß an sozialer Sicherheit und sozialstaat-
licher Verläßlichkeit. Hierzu zählen: 

- der Grundsatz eines allgemein gleichen Anspruchs auf be-
zahlte Erwerbsarbeit für Männer und Frauen, der die Be-
seitigung aller Frauen diskriminierenden Vorschriften im 
AFG und die verbindliche Quotierung aller Maßnahmen 
der aktiven Arbeitsmarktpolitik erfordert; 

- die Stärkung des Koalitionsrechtes und des Vorrangs der 
Tarifautonomie 

• durch die Bindung des Arbeitsförderungsrechtes an ta-
riflich geregelte Arbeitsverhältnisse, 

• durch das Recht jedes und jeder einzelnen Versicher-
ten, ein nicht tariflich geregeltes oder nicht den ortsüb-
lichen Bedingungen entsprechendes Arbeitsverhältnis 
ohne Nachteile für den Versichertenstatus ablehnen zu 
können, und 

• durch das Verbot der Vermittlung in unterwertige Be-
schäftigung; 

- die sozialrechtliche Gleichstellung und Einbeziehung aller 
Gruppen von Erwerbslosen im Förder- und Leistungsrecht, 
letzteres bei fehlenden Anwartschaften auf Arbeitslosen-
geld zumindest im Rahmen der steuerfinanzierten Ar-
beitslosenhilfe, wodurch infolge der Rücknahme der 
zwischenzeitlich erfolgten Kommunalisierung von Arbeits-
losigkeit zugleich auch Spielräume für soziale und demo-
kratische Entwicklungen in den Kommunen eröffnet wer-
den; 

- die strikte Umsetzung des Prinzips der Freiwilligkeit der 
Teilnahme auf dem gesamten Gebiet der Arbeitsförder-
maßnahmen; 

- der Ausschluß jeglicher rechtlichen Schlechterstellung von 
Erwerbslosen gegenüber Erwerbstätigen aufgrund ihrer fi-
nanziellen Abhängigkeit von sozialstaatlichen Einkom-
menstransfers; 

- das Verbot einer einseitigen Belastung von Erwerbslosen 
mit Pflichten bei der Zumutbarkeitsregelung und die Wie-
derherstellung des Dreiklangs von Aufgaben und Pflichten 
der Arbeitgeber, der Erwerbslosen und der Arbeitsämter, 
und zwar 

• seitens der Arbeitgeber durch Ausschöpfung aller Mög-
lichkeiten zu arbeitsmarktlich sachgerechter Gestal-
tung der Einstellungsanforderungen (z. B. an Ge-
schlecht, Qualifikation und Alter der Erwerbslosen), 
durch ihre Bereitschaft zur Qualifizierung Erwerbsloser 
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und durch die Inanspruchnahme der Dienste der Ar-
beitsvermittlung der Arbeitsämter; 

• seitens der Erwerbslosen durch die Nutzung der Chan-
cen und Möglichkeiten des Arbeitsmarktes, entspre-
chender Beratungsangebote und Vermittlungs

-

bemühungen der Arbeitsämter sowie durch ihre 
Bereitschaft, in gleichem Maße wie die beschäftigten 
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen den Erforder-
nissen des Arbeitsmarktes zu entsprechen; 

• seitens der Arbeitsämter durch sachgerechte Bera-
tungs- und Vermittlungsbemühungen und durch ein 
ausreichendes Angebot von Qualifizierungs- und Ar-
beitsfördermaßnahmen, die es den Erwerbslosen er-
möglichen, eine ihren sozialen und beruflichen Ver-
hältnissen und darauf gegründeten beruflichen 
Entwicklungsperspektiven entsprechende Beschäfti-

gung zu finden; 

wobei die nähere Ausgestaltung zu berücksichtigen hat, 
daß der Regelung der Zumutbarkeit eine mit der Größe der 
Arbeitsplatzlücke abnehmende Bedeutung für die Verhin-
derung und Beendigung von Arbeitslosigkeit zukommt. 

3. Die Aufgaben des AFG an gesellschaftspolitischen Erforder-

nissen ausrichten 

Durch die Reform des AFG allein kann ein hoher Beschäfti-
gungsstand weder wiederhergestellt noch erhalten werden. 
Hierzu ist ein Zusammenspiel verschiedener staatlicher Poli-
tikbereiche erforderlich. Das AFG darf sich gleichwohl nicht 
auf kompensatorische und nur reaktive Aufgaben beschrän-
ken, sondern muß allein schon im wohlverstandenen Interes-
se der Versichertengemeinschaft seinen Teil dazu beitragen, 
das Eintreten des Versicherungsfalles, also Arbeitslosigkeit, zu 

vermeiden und zu beenden. 

- Die Hauptaufgabe der Arbeitslosenversicherung bleibt die 
soziale Absicherung der Erwerbslosen durch kompensato-
rische Einkommenszahlungen; im weiteren zählen zu ihren 
Hauptaufgaben die Berufsberatung, die Beratung und 
Unterstützung bei der Arbeitsplatzsuche, die Arbeitsver-
mittlung und die berufliche Weiterbildung. Auf diese Lei-
stungen besitzt jeder und jede Erwerbslose einen Rechts-
anspruch. 

- Erwerbslose erhalten nach zwölf Monaten Arbeitslosigkeit 
einen individuell einlösbaren Rechtsanspruch auf Arbeits-
förderung, Erwerbslose ohne Berufsausbildung unmittel-
bar nach Eintritt der Erwerbslosigkeit. Auf dem Verord-
nungswege kann festgelegt werden, daß für bestimmte 
Berufsgruppen und/oder Erwerbslose in bestimmten be - 
nachteiligten Regionen der Rechtsanspruch bereits früher 
eintritt. Zu diesem Rechtsanspruch zählt auch die Erstel-
lung eines Förderfahrplans, in dem verschiedene Maßnah-
men miteinander kombiniert werden können. 
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- Die Selbstverwaltungsgremien der Bundesanstalt für Ar-
beit werden durch eine Beschränkung der Verordnungser-
mächtigung des Bundesministeriums für Arbeit und 
Sozialordnung insbesondere in den Bereichen der Zumut-
barkeitsregeln, der Qualifikation und der Arbeitsförderung 
gestärkt. Die Kompetenzen der Frauenbeauftragten in der 
Arbeitsverwaltung werden erheblich ausgeweitet. 

- Vertreter oder Vertreterinnen der Träger von Arbeitsför-

dermaßnahmen sind in die Arbeit der Selbstverwaltungs-
gremien in allen sie betreffenen Fragen einzubeziehen. 
Vertreter oder Vertreterinnen der Beschäftigten und der Er-
werbslosen sind zumindest im Rahmen der Widerspruchs-
stellen an allen Streitfällen in Fragen des Leistungs- und 
Förderrechts zu beteiligen. 

- Auch durch haushaltsrechtliche Vorschriften wird den Ar-
beitsämtern und Landesarbeitsämtern die sachliche, per-
sonelle und finanzielle Beteiligung an der Entwicklung und 
Durchführung regionaler Strukturenentwicklungspläne 
ermöglicht. Gleichzeitig werden innerhalb des AFG die 
notwendigen Anschlußstellen zur Kombination verschie-
dener öffentlicher und privater Fördermittel geschaffen. 

- Im Rahmen der Erneuerung des Arbeitsförderungsrechts 
vertritt die Bundesregierung entsprechende Positionen in-
nerhalb der Europäischen Union, drängt auf die Stärkung 
der europäischen Kompetenzen auf dem Gebiet der Ar-
beitsmarkt- und Beschäftigungspolitik und unterstützt eine 
Vereinheitlichung des nationalen und europäischen Rech-
tes zur Unterstützung der Ziele der Erneuerung des bun-
desdeutschen AFG. Im AFG selbst werden alle Hemmnis-
se für die Freizügigkeit Erwerbsloser innerhalb der EU 
beseitigt. 

4. Die finanzielle Absicherung aller Erwerbslosen gewährleisten 

Die einkommenskompensatorischen Leistungen nach dem 
AFG haben die finanzielle Absicherung für alle beim Arbeits-
amt registrierten Arbeitslosen zu gewährleisten und zugleich 
eine lebensstandardsichernde Funktion zu erfüllen. Das ge-
samte Leistungsrecht hat dem Grundsatz zu folgen, daß seine 
Inanspruchnahme den tatsächlich vorhandenen unbefriedig-
ten Bedarf an bezahlter Erwerbsarbeit ausdrückt. Die zusätz-
liche Belastung anderer Sozialtransfersysteme, insbesondere 
der kommunalen Sozialhilfe, mit Ausgaben für die Sicherung 
des soziokulturellen Existenzminimums für Erwerbslose muß 

ausgeschlossen werden. Aus diesem Grund werden die ein-
kommenskompensatorischen Leistungen nach dem AFG in 
Höhe der Sozialen Grundsicherung gesockelt. Aus den Beiträ-
gen zur Arbeitslosenversicherung allein läßt sich trotz einer 
Ausweitung des beitragspflichtigen Personenkreises eine fi-
nanzielle Absicherung aller Erwerbslosen für die gesamte Dau-
er ihrer Erwerbslosigkeit nicht bestreiten. Die Gewährleistung 
der Integration aller eine Erwerbstätigkeit suchenden Perso-
nen unabhängig von ihrer bisherigen Erwerbsbiographie in 
den allgemeinen Arbeitsmarkt ist eine gesamtgesellschaftliche 
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Aufgabe. Die bestehenden Regelungen über den Bezug von 
und die Mittelaufbringung für Arbeitslosengeld und Arbeits-
losenhilfe sind daher um folgende Grundsätze zu ergänzen 
bzw. als Übergangsregelungen bis zur Einführung der „Sozia-
len Grundsicherung gegen Armut und Abhängigkeit, für mehr 

soziale Gerechtigkeit und ein selbstbestimmtes Leben" 
(Drucksache 13/3628) einzuführen: 

- Die Höhe des Arbeitslosengeldes wird nach einem ein-
heitlichen Leistungssatz von 75 % des vorherigen Nettoar-
beitsentgelts berechnet. Die Anspruchsdauer beträgt nach 
einer beitragspflichtigen Beschäftigung von zwölf Mona-
ten sechs Monate. Sie verlängert sich für jeweils weitere 
vier Monate beitragspflichtiger Beschäftigung um zwei 
Monate auf maximal drei Jahre. Die Mittel sind aus den 
Versicherungsbeiträgen aufzubringen. Eine deutliche An-
hebung der Beitragsbemessungsgrenzen ist dafür zulässig, 
sofern die daraus entspringenden Leistungsansprüche im 
oberen Einkommensbereich degressiv gestaltet werden. 

- Die Höhe des Arbeitslosengeldes entspricht mindestens 
dem existenzsichernden Bedarf der Sozialen Grundsiche-
rung in Höhe von gegenwärtig 1425 DM/Monat. Sofern die 
Leistungen aufgrund versicherungsrechtlicher Ansprüche 
diesen Betrag nicht erreichen, wird die Differenz aus Steu-
ermitteln des Bundes finanziert. 

- Die Höhe der Arbeitslosenhilfe entspricht der Höhe des Ar-
beitslosengeldes, mindestens jedoch dem existenzsichern-
den Betrag nach der Sozialen Grundsicherung. Anspruch 
auf Arbeitslosenhilfe hat jede arbeitslose Person, sofern 
kein Anspruch auf Arbeitslosengeld besteht, für die Dauer 
der Arbeitslosigkeit. Die Arbeitslosenhilfe wird aus Steu-
ermitteln des Bundes finanziert. Die Arbeitslosenhilfe wird 
an die anspruchsberechtigte Person in voller Höhe ausge-
zahlt. Unterhaltsrechtliche Titel nach dem BGB werden für 
die Dauer des Arbeitslosenhilfe-Bezuges auf die Bundes-
anstalt für Arbeit übergeleitet. Vermögen der anspruchs-
berechtigten Person bleibt in seiner Substanz geschützt. 
Einkommen aus Vermögen, die nach Steuerabzug einen 
jährlichen Freibetrag von 600 DM überschreiten, werden 
auf die Arbeitslosenhilfe angerechnet. Jede weitere Form 
der Bedürftigkeitsprüfung entfällt. 

- Arbeitslos im Sinne des AFG ist jede Person, die sich durch 
ihre Arbeitslosmeldung beim zuständigen Arbeitsamt be-
reit erklärt, eine zumutbare beitragspflichtige Beschäfti-
gung auszuüben, die insofern der Arbeitsvermittlung zur 
Verfügung steht, die keiner mehr als 18 Wochenstunden 
umfassenden Erwerbstätigkeit nachgeht und die unter den 
geltenden gesetzlichen Bestimmungen eine beitrags-
pflichtige Beschäftigung ausüben kann und darf. Nach-
weise von Betreuungsmöglichkeiten für Kinder oder pfle-
gebedürftige Personen dürfen zum Nachweis der 
Verfügbarkeit arbeitsloser Personen nicht verlangt werden. 
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- Die Umverteilung des vorhandenen gesellschaftlichen 
Volumens an bezahlter Arbeit gehört zu den zentralen 
beschäftigungspolitischen Strategien, die auch einer 
leistungsrechtlichen Unterstützung bedürfen. Die An-
spruchsvoraussetzungen für den Bezug von Arbeitslosen-
geld und Arbeitslosenhilfe werden daher um den Tatbe-
stand einer „Teilarbeitslosigkeit" erweitert. 

- Zeiten, in denen eine beitragspflichtige Beschäftigung 
von über 18 Wochenstunden wegen der Erziehung und 
Betreuung minderjähriger Kinder, wegen der Betreu-
ung und Versorgung pflegebedürftiger Angehöriger 
oder aufgrund beschäftigungsfreier Zeiten infolge von 
Vereinbarungen der Tarifpartner zur Arbeitsumvertei-
lung (z. B. sabbaticals) nicht ausgeübt wird oder wer-
den kann, stehen beitragspflichtigen Zeiten versiche-
rungsrechtlich gleich. 

- Die Ausübung einer beitragspflichtigen Beschäftigung 
von bis zu drei Vierteln der allgemein üblichen Wo-
chenarbeitszeit steht dem Bezug von Lohnersatzlei-
stungen nach dem AFG nicht entgegen, sofern diese 
Leistungen anteilsmäßig für die Differenz zwischen all-
gemeiner Wochenarbeitszeit und im Rahmen der Be-
schäftigung ausgeübter verkürzter Arbeitszeit gewährt 
werden. 

- Die Arbeitsämter erhalten die Möglichkeit, entspre-
chend den lokalen Arbeitsmarktgegebenheiten weite-
re Formen der leistungsrechtlichen Förderung von Teil-
zeitarbeit zu erproben. Die Beiträge zur Renten-, 
Pflege- und Krankenversicherung müssen dabei so aus-
gestaltet werden, daß eine ausreichende Sicherung 
nach der Ausübung einer Teilzeitbeschäftigung ge-
wahrt bleibt. 

- Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung legt 
dem Deutschen Bundestag jährlich einen Bericht vor, 
in dem differenziert nach Männern und Frauen über die 
Wirkungen der Instrumente zur Förderung der Arbeits-
umverteilung unter besonderer Berücksichtigung der 
Arbeitsplatz- und Einkommenseffekte berichtet wird. 

5. Berufliche und soziale Mobilität fördern 

Eine wichtige Voraussetzung zur Vermeidung und Beseitigung 
von struktureller Arbeitslosigkeit ist die weitgehende Über-
einstimmung der beruflichen und sozialen Qualifikationen der 
Arbeitsuchenden und der Anforderungen der Betriebe und öf-
fentlichen Dienste. Die Aufgabe der Arbeitsförderung geht da-
her dahin, das Qualifikationsniveau ständig zu verbessern. 
Hierzu zählen die Berufsausbildungsförderung, die Bildungs-
förderung und die berufliche Fortbildung und Umschulung. Sie 
stehen heute vor neuen Herausforderungen, weil der einmal 
gewählte Beruf nicht mehr als Lebensberuf begriffen werden 
kann. Vielmehr sind die Arbeitnehmer und Arbeitnehmerin-
nen gezwungen, ständig mit neuen Berufswahlentscheidun- 
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gen auf wirtschaftliche und technische Veränderungen zu rea-
gieren. Berufswahl ist damit ein das ganze Berufsleben durch-
ziehender Prozeß der Berufsfindung geworden, der mit der Ent-
scheidung für eine bestimmte Tätigkeit beginnt und sich mit 
Weiterentwicklungen, Spezialisierungen, aber auch völligen 

beruflichen Veränderungen fortsetzt. Aus dem ständigen, sich 
beschleunigenden Wandel der Berufsbilder und Anforderun-
gen entsteht ein besonderes Schutzbedürfnis abhängig Be-
schäftigter und Arbeitsloser und insbesondere berufsunerfah-
rener Berufswähler und Berufswählerinnen. Die berufliche 
Qualifikation, insbesondere die Weiterbildung obliegt in erster 
Linie den Unternehmen und Betrieben. Die Instrumente der 
Arbeitsförderung besitzen demgegenüber subsidiären Cha-
rakter. Ihr Einsatz muß so erfolgen, daß eine Abwälzung be-
trieblicher Qualifikationskosten auf die Solidargemeinschaft 
bzw. die Allgemeinheit weitestgehend ausgeschlossen wird. 
Die Verbindung von qualifizierenden Instrumenten mit den be-
schäftigungsfördernden Instrumenten des AFG ist weiter aus-

zubauen. 

- Zur Sicherung der Berufswahlfreiheit (Artikel 12 GG) bei 
gleichzeitigem Abbau möglicher Ungleichgewichte zwi-
schen Bildungssystem und Beschäftigungssystem und als 
Ausdruck der sich aus dem Sozialstaatsgebot ergebenden 
Verpflichtungen zur Daseinsvorsorge (Artikel 20 GG) darf 
die berufliche Beratung und Ausbildungsvermittlung neu-
tral, unabhängig und bundeseinheitlich professionell nur 
von den Arbeitsämtern ausgeübt werden. 

- Die Berufsberatung hat zum Ziel, ratsuchende Personen bei 
ihren individuellen Berufswahlentscheidungen so zu för-
dern und zu begleiten, daß sie ihre berufliche Lebenspla-
nung eigenverantwortlich gestalten können. 

- Die berufliche Qualifizierung erwerbsloser Personen um-
faßt die Ausbildung, die Weiterbildung und die berufliche 
Neuqualifizierung. Maßnahmen zur beruflichen Qualifika-
tion können nur gefördert werden, wenn sie neben den be-
ruflichen auch die sozialen Kenntnisse und Fähigkeiten, die 
vom Berufsbild und am Arbeitsplatz gefördert werden, ver-

mitteln. 

- Neben den vom Arbeitsamt geförderten Maßnahmen kön-
nen auch von erwerbslosen Personen selbstgewählte Qua-
lifizierungsmöglichkeiten unterstützt und gefördert wer-
den, soweit sie unmittelbar berufsverwertbar sind. 

- Die berufliche Qualifizierung von Erwerbslosen, die be-
sonders von Erwerbslosigkeit betroffenen Sektoren und Re-
gionen entstammen, soll in Abstimmung mit regionalen 
Strukturentwicklungsplänen erfolgen. 

- Für die Teilnahme an Qualifizierungsmaßnahmen gilt der 
Grundsatz der Freiwilligkeit. Die Teilnahme muß den er-
werbslosen Personen förderungsrechtlich durch die Über-
nahme des Mehraufwandes erleichtert werden. Hierzu 
zählen auch die Kosten einer notwendigen Kinderbetreu- 
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ung. Die Zumutbarkeitskriterien sind auf Maßnahmen der 
beruflichen Bildung und Fortbildung nur anzuwenden, 
wenn die Teilnahme begründet zur Aufnahme einer Be-
schäftigung führen wird, insofern also einem Vorschlag der 
Arbeitsvermittlung gleichsteht. Die Teilnahme an einer be-
ruflichen Fördermaßnahme wirkt anwartschaftsbegrün-

dend. 

- Qualifizierungsprojekte für Frauen, die darauf abzielen, 
Beschäftigungsperspektiven in qualifizierten Bereichen zu 
eröffnen, das Berufsspektrum von Frauen zu erweitern oder 
den Aufstieg von Frauen in qualifizierte bzw. leitende 
Funktionen zum Ziel haben, sind durch höhere Zuschüsse 

besonders zu fördern. 

6. Vorrang für die aktive Arbeitsmarktpolitik 

„Aktive Arbeitsmarktpolitik" hat die Vermehrung der Nach-
frage nach Arbeitskräften zum Ziel. Ihre vorrangige Aufgabe 
besteht darin, das vorhandene Angebot an Arbeitsplätzen di-
rekt und indirekt zu erhalten und zu vergrößern. Sie verfehlt 
ihr Ziel, wo sie sich als bloßes Anhängsel betrieblicher Markt-
entscheidungen versteht und wo sie sich ausschließlich an 
sozialpolitischen, beschäftigungstherapeutischen Kriterien 
orientiert. Vielmehr bieten die unmittelbaren Instrumente 
der Arbeitsförderung - Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen und 
Lohnkostenzuschüsse - unverzichtbare Interventionsmöglich-
keiten, um durch Marktentscheidungen bewirkte Fehlalloka-
tionen zu mildern und zu korrigieren und am gesellschaftlichen 
Bedarf orientierte Entwicklungen zu fördern. Zur Vermeidung 
von Arbeitslosigkeit müssen die präventiven Fördermöglich-
keiten verbessert werden. Die Arbeitsfördermaßnahmen un-
terliegen einem arbeits-, sozial- und tarifrechtlichen Diskrimi-
nierungsverbot. Lohnsubventionen der verschiedensten Form 
für bestimmte Erwerbslosengruppen sind an den Nachweis der 
Schaffung eines zusätzlichen Arbeitsplatzes zu binden. Der 
Einsatz von Arbeitsfördermaßnahmen soll sich am Grundsatz 
des Ausgleiches gesellschaftlich unerwünschter, unsozialer 
Begleiterscheinungen der Marktwirtschaft orientieren, unbe-
friedigte soziale und ökologische Bedürfnisse der Gesellschaft 
decken und den Aufbau eines öffentlich geförderten Beschäf-
tigungssektors fördern. 

- Haushaltsrechtlich wird die Stellung der Arbeitsförderung 
durch die Einführung eines regelgebundenen Bundes-
zuschusses und die Einsetzbarkeit der Mittel für Lohn-

ersatzleistungen für alle Maßnahmen der aktiven Arbeits-
marktpolitik gestärkt. Die Höhe der jährlich für die 
Arbeitsfördermaßnahmen im Haushalt der Bundesanstalt 
für Arbeit einzustellenden Mittel muß hinreichen, um zwei 
Drittel der über ein Jahr arbeitslos gemeldeten Personen 
fördern zu können. Das Ausmaß von Langzeitarbeitslosig-
keit ist der entscheidende Indikator für das Fördervolumen, 
nicht aber die alleinige Zugangsvoraussetzung zur Ar-

beitsförderung. 
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- Um die präventiven Handlungsmöglichkeiten zur Vermei-
dung von Arbeitslosigkeit zu stärken, wird der Grundsatz 
aufgegeben, daß eine Förderung erst eintreten kann, wenn 
Arbeitslosigkeit unwiderruflich droht. Dadurch erhalten 

die Arbeitsämter die Möglichkeit, in Kooperation mit Be-
triebsräten und Unternehmensleitungen bereits frühzeitig 
auf strukturelle Verschlechterungen in der Lage eines Be-
triebes, einer Branche oder eines regionalen Arbeitsmark-
tes zu reagieren. Die Regelungen über das strukturelle 
Kurzarbeitergeld sind zu entfristen und die Kombination 
mit beruflichen Bildungsmaßnahmen ist zu ermöglichen, 
ebenso die Kombination von Arbeitsfördermitteln mit So-
zialplanmitteln in „Arbeitsförderfonds". 

- Arbeitsförderpolitik muß in regionale Entwicklungs- und 
Handlungskonzepte eigeninitiativ eingreifen. Bei der Ent-
wicklung regionaler Konzepte wirken die Arbeitsämter 
unmittelbar und mittelbar durch die Förderung regionaler 
Strukturplanungen etwa bei Beratungs- und Entwick-
lungsagenturen im Rahmen der Arbeitsfördermaßnahmen 
mit. Alle Instrumente der Arbeitsförderung müssen 
grundsätzlich mit Programmen und Maßnahmen zur re-
gionalen Strukturverbesserung verknüpfbar sein, soweit 
die Ausweitung des vorhandenen Arbeitsplatzvolumens 
ein eigenständiges Ziel solcher Programme ist. 

- Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen stellen ein geeignetes ar-
beitsmarktpolitisches Instrument dar, um auf strukturelle 
und auch spezifisch regionale Arbeitsplatzdefizite zu 
reagieren. Äußerliche Kennzeichen solcher Defizite sind 
überdurchschnittliche Häufungen bestimmter beruflicher 
Qualifikationen unter den Arbeitslosen, ein überdurch-
schnittlicher Anteil bestimmter Personengruppen und eine 
überdurchschnittliche Zahl von Langzeitarbeitslosen. Die 
strukturelle Aufgabenstellung besteht damit in der Indu-
zierung und Schaffung neuer Arbeitsplätze bei gleichzei-
tiger Integration spezifisch benachteiligter Personengrup-
pen. Mit Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen als marktfernem 
Instrument können beide Aufgaben kombiniert erfüllt wer-
den. Sie eignen sich, um bestimmten Personen verbesser-
ten Zugang zum Arbeitsmarkt der privaten Wirtschaft zu 
erleichtern, und sie ermöglichen es gleichzeitig, innovati-
ve Güter und Dienste potentiell marktfähig zu entwickeln. 
Aus diesen Gründen ist es geboten, in geeigneten Fällen 
die Personenförderung mit einer Projektförderung zu kom-
binieren, wobei von vorneherein ein zeitlicher Rahmen von 
bis zu fünf Jahren geöffnet werden sollte, und das bisheri-
ge Spektrum förderfähiger Arbeit zu erweitern um Arbei-
ten, die geeignet sind, 

• die kulturellen Angebote auf regionaler oder kommu-
naler Ebene zu verbessern; 

• die lokalen Angebote der (präventiven) Gesundheits-
förderung und -versorgung und ambulanten Pflege zu 
verbessern; 
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• die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben für solche Be-
völkerungsgruppen zu verbessern, die aufgrund ihres 
sozialen oder rechtlichen Status von Unterversorgung 

und sozialem Ausschluß bedroht sind; 

• im Bereich sozialer, kultureller und ökologischer Infra-
strukturdefizite innovative Wege und Lösungen zu er-
proben. 

- Die Förderrichtlinien sind so zu gestalten, daß eine mittel- 

 

und langfristige Stabilisierung von Träger- und Projekt-

strukturen möglich ist. Dies geschieht insbesondere durch 
die kontinuierliche Förderung geeigneter Arbeiten bei ge-
meinnützigen Vereinen und Einrichtungen, wozu auch Be-
schäftigungsgesellschaften und Arbeitsförderbetriebe 
zählen, soweit sie nicht ausschließlich wirtschaftliche 
Zwecke verfolgen. Die Fördersätze sollen die unterschied-
lichen Arbeitsmarktchancen verschiedener Erwerbslosen-
gruppen und die Marktnähe der geförderten Tätigkeiten 
berücksichtigen. Trägern von Arbeitsfördermaßnahmen 
soll es ermöglicht werden, verschiedene Maßnahmen mit-
einander zu kombinieren, z. B. Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen mit Bildungsmaßnahmen, und sie sollen die 
Möglichkeit erhalten, auch mit Fördermitteln (z. B. Lohn-
kostenzuschüssen) in marktnahen Bereichen unbeschadet 
ihrer Förderfähigkeit Überschüsse zu erwirtschaften, so-
fern diese Überschüsse zur Finanzierung erneuter Förder-
maßnahmen eingesetzt werden. 

- Die Personenförderung erfolgt zunächst für ein Jahr und ist 
auf Antrag um ein weiteres Jahr zu verlängern. Bei Tätig-
keiten, die ein besonderes persönliches Vertrauensverhält-
nis voraussetzen (z. B. Beratung, Betreuung) erfolgt die För-
derung grundsätzlich für zwei Jahre. Die Förderung kann 
um bis zu zwei weitere Jahre verlängert werden, wenn be-
gründete Aussicht auf Übernahme in ein nicht über das 
AFG gefördertes unbefristetes Arbeitsverhältnis besteht. 

- Die Projektförderung kann auch in Zuschüssen an Selbst-
hilfeeinrichtungen bestehen, die darauf abzielen, die so-
ziale Integration und Handlungsfähigkeit benachteiligter 
sozialer Gruppen zu verbessern und die insbesondere von 
erwerbslosen Personen getragen werden. Sofern die 
Projektförderung andere Träger der aktiven Arbeitsmarkt-
politik betrifft, z. B. Soziale Betriebe, ist unter Berücksich-
tigung des Tätigkeitsfeldes und der regionalen Arbeits-
markt- und Wirtschaftsstruktur ein Projektförderplan zu 
erarbeiten, in dem der Zeitraum der Förderung und ihre 
degressive Gestaltung einvernehmlich festgelegt werden, 
um so wirtschaftliche und arbeitsmarktpolitische Effizienz

-

kriterien miteinander zu kombinieren. 

- Die haushaltsrechtlichen Vorschriften über die Bewirt-
schaftung der Mittel der aktiven Arbeitsmarktpolitik in den 
einzelnen Arbeitsämtern sollen ihre gegenseitige 
Deckungsfähigkeit vorsehen und den lokalen Ämtern ar-
beitsmarktpolitische Experimente ermöglichen. Abrechen- 
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bare Erfolgskriterien sind hierbei insbesondere auch die 
Verzahnung der Mittel mit anderen öffentlichen Haushal-
ten und arbeitsmarktpolitischen Akteuren und die Förde-
rung besonders benachteiligter Personengruppen. Diese 
Dezentralisierung der Mittelbewirtschaftung muß mit einer 
Demokratisierung der Entscheidungsstrukturen verbun-
den werden. Hierzu zählt insbesondere auch eine Beteili-
gung von Vertretern der „Maßnahmenträger" und der 
Erwerbslosen. Gleichzeitig setzt eine solche Dezentralisie-
rung einen wirksamen überregionalen Risikoausgleich vor-
aus, der auch sektorale Entwicklungen und überregionale 
wirtschaftliche Verflechtungen und Kreisläufe berücksich-
tigt. 

Bonn, den 29. Oktober 1996 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 


